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FESTSETZUNGEN DURCH TEXT
I Planungsrechtliche Festsetzungen 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 BauNVO) 
Es wird ein Gewerbegebiet nach §8 BauNVO festgesetzt. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 
Das zulässige Maß der baulichen Nutzung ist den Nutzungsschablonen bzw. den Einschrieben im Plan

 
zu

 entnehmen. 
3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche sowie Stellung der baulichen

 Anlagen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 
3.1. Es wird keine Festsetzung zu offener (o) oder geschlossener (g) Bauweise getroffen. Beide Bauweisen

 sind zulässig. 
3.2. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen im Sinne des § 23 Abs. 3 BauNVO

 festgesetzt. 
3.3. Zweitnutzung versiegelter bzw. überbaubarer Flächen: 
Solar- und Photovoltaikanlagen zur Nutzung regenerativer Energien sind ebenso wie Dachbegrünung

 
o.ä.

 auf versiegelten bzw. überbauten Flächen zugelassen. 
3.4. Begrünungsmaßnahmen: Nicht überbaute Grundstücksflächen, soweit diese nicht für eine andere

 zulässige Verwendung benötigt werden, sind mit offenem oder bewachsenem Boden mit Begrünung
 anzulegen und zu unterhalten. Flächenhafte Schottergärten sind unzulässig. 

4. Flächen für Stellplätze, Carports und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
Garagen, Carports und Stellplätze sind auch auf den nicht überbaubaren Flächen zulässig, jedoch

 
nicht

 innerhalb der ausgewiesenen Biotopfläche. 
5. Verkehrsflächen, Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
5.1. Die verkehrstechnische Erschließung erfolgt über die in der Planzeichnung dargestellte nichtöffentliche

 Straße.  
5.2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sowie

 außerhalb der Baugrenzen zulässig. Die Vorgaben des § 19 Abs. 4 BauNVO sind in jedem Fall einzuhalten.
 6. Grünordnung und Freiflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a und b BauGB) 

6.1. Kompensationspflicht: 
6.1.1. Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft

 
mit

 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen)
 oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen) (§ 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG). 

Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen
 
des

Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild

 
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist (§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG). 

6.1.2. Im eigentlichen Plangebiet steht keine Ausgleichsfläche zur Verfügung. Außerhalb des Plangebietes

 
wird Fl. Nr. 2224, Gemarkung Weismain, mit einer Gesamtfläche von 8.930 m2 als Ausgleichsfläche

 
herangezogen. 

6.2. Ausgleichsmaßnahmen: 
6.2.1. Ökologische Aufwertung der Ausgleichsfläche zu einer extensiven Wiese durch folgende Maßnahmen:

 
6.2.1.1. Anlage magerer Wiesenflächen durch Ansaat mit autochthonem Saatgut (Ursprungsgebiet  12,

 
Fränkisches Hügelland), 

6.2.1.2. Düngeverzicht. 
6.3. Erhaltungsmaßnahmen: 
6.3.1.1. Düngung sowie die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln sind nicht zulässig. 
6.3.1.2. Festlegung des Schnittzeitpunktes: ab 15.06. mit Folgemahd zur Abmagerung bis zum Herbst. 
6.3.1.3. Das Mähgut ist abzuräumen, damit die Grasnarbe nicht verfilzt und sich eine artenreiche Trocken-

 
oder Magerwiese entwickeln kann. 

7. Freileitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 
Sämtliche Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. Freileitungen sind unzulässig. 

8. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 a, b und c BauGB) 
Schalltechnischer Bericht: Der schalltechnische Bericht [Az. 201016] zur Beurteilung des Gewerbelärms

 
nach TA-Lärm und Sportanlagenlärm nach 18. BImSchV der Gesellschaft für Bauphysik, Akustik,

 
Sonderingenieurwesen, Consultance mbH (BASIC) vom 16.03.2022 ist Bestandteil des Bebauungsplanes.  

9. Arten- und Insektenschutz 
Die Außenbeleuchtung im gesamten Plangebiet ist nur dort, wo es zwingend erforderlich ist, mit nach 
unten gerichtetem, insektenfreundlichem Licht ohne UV-Anteil (z.B. LED ≤  3000 Kelvin) vorzunehmen. Ein 
Abstrahlen des Lichts in Richtung der angrenzenden Flur ist zu vermeiden. Die Beleuchtungszeiten bzw. 
-intensitäten sind auf das im Rahmen der Verkehrssicherung erforderliche Minimum zu beschränken. 
 

II Wasserwirtschaft (§9 Abs.1 Nr. 16 BauGB) 
1. Die Entwässerungsanlage ist im Trennsystem umzusetzen. 
2. Oberflächenwasser, Dachflächenwasser, Niederschlagswasser 
Oberflächenwasser ist nach den anerkannten Regeln der Technik dezentral zu versickern. 
Dachflächenwasser sowie Niederschlagswasser von Zufahrtsstraßen sind auf dem jeweiligen Grundstück 
zu versickern.  
Die Beseitigung des Niederschlagswassers erfolgt durch Versickerung innerhalb des Planungsbereichs. 
Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser sind im gesamten Geltungsbereich zulässig. Auf die 
Hochwasserschutzfibel des Bundesbauministeriums, die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung 
(NWFreiV) und die technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in 
das Grundwasser (TRENGW) des Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz sowie 
auf die Möglichkeit einer Elementarschadenversicherung wird verwiesen. 
Die Einleitung von überschüssigem Niederschlagswasser erfolgt über einen (kommunalen) 
Regenwasserkanal in den Vorfluter Krassach. Die Einleitung stellt eine Gewässerbenutzung im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar, die gemäß §§ 8 und 10 WHG der Erlaubnis bedarf. Die wasserrechtliche Erlaubnis 
(gehobene Erlaubnis nach § 15 WHG oder beschränkte Erlaubnis nach Art. 15 BayWG) ist durch den Einleiter 
beim Landratsamt Kulmbach unter Vorlage der Planung nach WPBV zu beantragen.

3. Schmutzwasser wird an das angrenzende Trennwasser-Kanalsystem der Stadt Weismain in der 
anfallenden Einleitmenge des Baugebietes ohne Auflage angebunden. 

4. Gebäudeeingänge, Lichtschächte, Keller, Kellerfenster und alle Spartenneueinführungen sind 
wasserdicht gegen Grund- und Oberflächenwasser auszuführen. 

III Inkrafttreten 
1. Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung gemäß §10 BauGB in Kraft. 
2. Rechtliche Konsequenzen für die von der Planänderung nicht berührten Festsetzungen: 
Die von der ersten Änderung des Bebauungsplanes „Weismain – Feldteile II“ nicht berührten 
Festsetzungen gelten unverändert weiter. 

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME UND HINWEISE 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 
Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt 
für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG. 
 
Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet ist gemäß Art. 8 Abs. 1 BayDSchG verpflichtet, dies unverzüglich der 
Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der 
Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 
übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 
Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten 
befreit. 
 
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: 
Aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind gemäß Art. 8 Abs. 2 BayDSchG bis zum Ablauf von 
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde 
die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

Naturschutzrecht- Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung: 
Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wird nach dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft“ angewendet und es wird eine geeignete Ausgleichsfläche vorgelegt. 
Hiermit wurde bereits das IB Wolfgang Sack, 95448 Bayreuth, vom Bauherrn beauftragt. Eine 
Kontaktaufnahme zur unteren Naturschutzbehörde ist bereits erfolgt. 
 
Ortsrecht: 
Es gilt die Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage der Stadt Weismain (Entwässerungssatzung 
- EWS) vom 14. 12.1994 i. d. F. vom 01.04.2004 
Es gilt die Satzung über die Herstellung von Stellplätzen und Garagen und deren Ablösung (Stellplatz- 
und Garagensatzung) vom 02.01.2012 mit Anlage zur Garagen- und Stellplatzsatzung der Stadt Weismain 
vom 02.01.2012 

Barrierefreiheit: 
Auf die Anforderungen des barrierefreien Bauens gemäß Art. 48 BayBO wird hingewiesen. 

Längen und Höhenangaben: 
Längen und Höhenangaben sind in Metern angegeben. 
 
Altlasten: 
Im Umgriff der Fläche sind Altlastverdachtsflächen vorhanden. Eine Auswirkung von der Verdachtsfläche 
auf die Nachbargrundstücke und damit weitergehende Anforderungen (z.B. Altlastenuntersuchung, 
Einstellung der Bauarbeiten bei Altlastenverdacht) kann nicht ausgeschlossen werden. Um hierzu 
genauere Erkenntnisse zu erlangen, werden im Bedarfsfall nähere Erkundigungen, d.h. historische 
Recherchen und ggf. Messungen, in Auftrag gegeben. 
 
Umgang mit möglichen Doggererzgruben: 
Nach den hier vorliegenden Unterlagen werden durch o.g. Vorhaben keine derzeit von der Regierung von 
Oberfranken –Bergamt Nordbayern– wahrzunehmenden Aufgaben berührt. Jedoch sind im 
Gemeindegebiet von Weismain mehrere Doggererzgruben dokumentiert. Es wird gebeten, bei der 
Baugrunduntersuchung und der Bauausführung auf Anzeichen alten Bergbaus zu achten. Werden 
altbergbauliche Relikte angetroffen, sind diese zu berücksichtigen und das Bergamt Nordbayern zu 
verständigen. 

Niederschlagswasser: 
Sofern ein zu erstellendes Bodengutachten eine ausreichende Sickerfähigkeit des Bodens belegt, soll das

 

Regenwasser vorzugsweise an Ort und Stelle versickert werden. 
 Stromleitungen: 

1. Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind eventuell Niederspannungskabel erforderlich. 
2. Eine Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder

 

Grünstreifen ohne Baumbestand möglich. 
3. Für den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbauträger

 

und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, dass der Beginn und Ablauf der

 

Erschließungsmaßnahmen im Planbereich frühzeitig (mindestens 3 Monate) vor Baubeginn der Bayernwerk

 

Netz GmbH schriftlich mitgeteilt werden. 
4. Nach § 123 BauGB sind die Gehwege und Erschließungsstraßen so weit herzustellen, dass Erdkabel in der

 

endgültigen Trasse verlegt werden können 
Kartengrundlage: 
Die dargestellte Flurkarte wurde digital online über das von der Bayerischen Vermessungsverwaltung 
betriebene Internetportal „geodatenonline.bayern.de“ erworben. 
Stand ist das Downloaddatum: 02.05.2023,  
amtliches Koordinatenbezugssystem ist ETRS 89 / UTM Zone 32N 
Eventuell angegebene Höhen beziehen sich auf Normalhöhennull mit Höhenbezugspunkt Kanaldeckel

 
des

 
Schmutzwasserschachtes WEI_S6 des Kanalkatasters der Stadt Weismain, Stand 19.05.2023.
 Deckelhöhe = 313,31  m ü. NHN; Sohlhöhe = 311,69 m ü. NHN. 
Emissionen:

 

„Auch bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung der an das Plangebiet unmittelbar angrenzenden

 

landwirtschaftlichen Nutzflächen können von diesen auch außerhalb  üblicher  Arbeitszeiten  Geruchs-,

 

Staub- und Lärmimmissionen auftreten, die auf das Baugebiet einwirken können. Diese sind von den

 

Nutzern im Rahmen der gesetzlichen Regelungen hinzunehmen.“  
Arten- und Insektenschutz: 

1. Vermeidung heller, weitreichender künstlicher Lichtquellen: 
Es gilt, im Plangebiet helle, weiterreichende künstliche Lichtquellen möglichst zu vermeiden. Künstliches

 

Licht wird nur dort eingesetzt, wo es unter Berücksichtigung der Verkehrssicherheit zwingend
 

erforderlich ist. Dabei werden nur Nutzflächen beleuchtet. Um die Außenwirkung zu begrenzen, werden
 

Lichtpunkthöhen niedrig gehalten. Auf die Verwendung von aufgeneigten Leuchten, Boden-strahlern,
 

Kugelleuchten, nicht abgeschirmten Röhren usw. wird verzichtet. Das Licht wird nur dann eingeschaltet,
wenn es im Rahmen der Verkehrssicherheit benötigt wird. Die Lichtmenge soll dabei auf das minimal Nötige
beschränkt bleiben. Einschlägige Normwerte für die Beleuchtungsstärke (gemessen in Lux) oder die
Leuchtdichte (gemessen in cd/m² ), die sich z.B. aus der Arbeitsschutz-richtlinie ASR A3.4 (für
Arbeitsstätten) oder den Namen DIN-EN 13201 ergeben, werden nicht überschritten. Insbesondere bei
dieser Norm werden die Auslegungsspielräume durch Wahl der Beleuchtungsklasse möglichst nach unten
verwendet, so dass einem Überfluss an Licht vorgebeugt wird. 

2. Lichtlenkung ausschließlich in den Bereichen, die künstlich beleuchtet werden müssen: 
Künstliches Licht darf nur dorthin strahlen, wo es unbedingt nötig ist. Zur Vermeidung ungerichteter
Abstrahlung werden daher nur vollabgeschirmte Leuchten eingesetzt, die nur unterhalb der Horizontalen
abstrahlen und die im installierten Zustand kein Licht horizontal oder nach oben abstrahlen. 
Bei allen Beleuchtungsanlagen wird darauf geachtet, dass Außenwirkungen auf angrenzende potenzielle
Lebensräume nachtaktiver oder nachts ruhebedürftiger Lebewesen (inkl. Menschen) grundsätzlich
vermieden werden. 

3. Wahl von Lichtquellen mit für Insekten wirkungsarmem Spektrum: 
Es werden nur Leuchtmittel mit geringem Ultraviolett (UV)- und Blauanteilen verwendet, daher nur
bernsteinfarbenes bis warmweißes Licht mit Farbtemperaturen von 1700 bis maximal 3000 Kelvin.
Lichtstärkeklasse G6 nach DIN/EN 13201. 

4. Begrenzung der Betriebsdauer auf die notwendige Zeit: 
Die Einschaltdauer künstlicher Beleuchtung wird sich nach den tatsächlichen Anforderungen richten, z.B.
an einen gegebenen Arbeitsplatz, Anforderungen an die Verkehrssicherheit usw. Die Leuchtdauer wird
durch Schalter, Zeitschaltuhren, Bewegungsmelder usw. auf die absolut notwendige Nutzungszeit
begrenzt werden. So wird Energie besonders effizient eingesetzt und unnötiger Licht- und

 

Energieverschwendung vorgebeugt.  
Telekommunikationsanlagen: 

1. Umgang mit dem Bestandsplan: 
1.1. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen (TK-Anlagen) der Deutschen Telekom AG.

 

Der Bestandsplan dient zu Ihrer Information und ist nur für Ihre Planungszwecke bestimmt. 
1.2. Der Plan darf nicht an Dritte weitergegeben werden.  
2. Versorgung des Planbereichs: 
2.1. Die Versorgung des Planbereiches unterliegt derzeit einer Prüfung durch die Telekom. Je nach Ausgang

 

dieser Prüfung wird die Telekom eine Entscheidung zur Versorgung treffen. 
2.2. Aus diesem Grund ist es dringend erforderlich, dass sich der Vorhabenträger rechtzeitig mit unserer

 

Bauherren-Hotline unter der kostenfreien Rufnummer 0800 / 330 1903 in Verbindung setzt. 
2.3. Zum Zweck der Koordinierungsmöglichkeiten bitten wir um rechtzeitige Mitteilung von Maßnahmen,

 welche im Geltungsbereich stattfinden werden.  
Abwehrender Brandschutz: 

1. Zufahrten / Flächen für die Feuerwehr: 
Zu- oder Durchfahrten, Bewegungsflächen und Aufstellflächen sind bei Bedarf nach den Richtlinien 
„Flächen für die Feuerwehr“ herzustellen und ständig freizuhalten. Eine Kennzeichnung nach der jeweils 
gültigen DIN ist anzubringen. 

2. Schranken- und Toranlagen sowie Tore in Zu- und Abfahrten sind bei Bedarf mit dem 
Feuerwehrschließsystem (FSS) „Landkreis Lichtenfels“ im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle 
des Landkreises Lichtenfels auszuführen.  
Vorbeugender Brandschutz: 

1. Löschwasserversorgung: 
Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Löschwasserversorgungsanlagen ist Aufgabe der 
Gemeinden (vergleiche Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayFwG) und damit – zum Beispiel bei Neuausweisung eines 
Bebauungsgebietes – Teil der Erschließung im Sinne von § 123 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB). Die 
Sicherstellung der notwendigen Löschwasserversorgung zählt damit zu den bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Baugenehmigung.  
Welche Löschwasserversorgungsanlagen im Einzelfall notwendig sind, ist anhand der Brandrisiken des 
konkreten Bauvorhabens zu beurteilen. Den Gemeinden wird empfohlen, bei der Ermittlung der 
notwendigen Löschwassermenge und den Fest-legungen zu Entnahmestellen (Hydranten) die Technische 
Regel zur Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung – Arbeitsblatt 
W 405 der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) sowie die gemeinsame 
Fachempfehlung „Löschwasserversorgung aus Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen“ der 
Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren und des Deutschen Feuerwehrverbandes in 
Abstimmung mit dem DVGW anzuwenden.  
Dabei beschränkt sich die Verpflichtung der Gemeinden nicht auf die Bereitstellung des sogenannten

 

Grundschutzes im Sinne dieser Veröffentlichungen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Gemeinde
 
für

 

jede nur denkbare Brandgefahr, also auch für außergewöhnliche, extrem unwahrscheinliche Brandrisiken
 

Vorkehrungen zu treffen braucht. Sie hat jedoch Löschwasser in einem Umfang bereitzuhalten, wie
 
es

 

die jeweils vorhandene konkrete örtliche Situation, die unter anderem durch die (zulässige) Art und
 
das

 

(zulässige) Maß der baulichen Nutzung, die Siedlungsstruktur und die Bauweise bestimmt wird, verlangt.
 

Ein Objekt, das in dem maßgebenden Gebiet ohne Weiteres zulässig ist, stellt regelmäßig
 
kein

 

außergewöhnliches, extrem unwahrscheinliches Brandrisiko dar, auf das sich die Gemeinde nicht
 

einzustellen bräuchte (vergleiche OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 28. Mai 2008, OVG 1 S 191.07;
 

Niedersächsisches OVG, Urteil vom 26. Januar 1990, 1 OVG A 115/88).  
Die Gemeinden haben zudem auf ein ausreichend dimensioniertes Rohrleitungs- und Hydrantennetz

 
zu

 

achten. 
2. Erschließungslast: 
Für privilegierte Vorhaben im Außenbereich gemäß § 35 Abs. 1 BauGB genügt eine ausreichende

 

Erschließung; dies kann dazu führen, dass die Löschwasserversorgung in Ausnahmefällen (zum Beispiel
 

Einödhöfe, Berghütten) hinter den sonst üblichen Anforderungen zurückbleibt. Entsprechend
 
dem

 

Rechtsgedanken des § 124 BauGB kann die Gemeinde hier ein zumutbares Angebot des Bauherrn, sein
 
im

 

Außenbereich gelegenes Grundstück selbst zu erschließen, nicht ohne Weiteres ablehnen, ohne selbst
 

erschließungspflichtig zu werden. 
Die Erschließungslast der Gemeinden gemäß § 123 Abs. 1 BauGB begründet in der Regel keinen subjektiven

 

Anspruch auf Erschließung und damit auf Bereitstellung der notwendigen Löschwasserversorgung durch
 

die Gemeinde im Einzelfall (vergleiche § 123 Abs. 3 BauGB). 
3. Löschwasserentnahmestellen: 
Sofern Wasserentnahmestellen aus Gewässern möglich sind, müssen diese entsprechend gekennzeichnet

 

und befestigt werden. 

 Wasserwirtschaft: 
1. Wasserversorgung, Grundwasserschutz: 
Geothermie: Sollte beabsichtigt werden, den Wärmebedarf für Gebäude über geothermische Anlagen 
sicherzustellen, weisen wir vorsorglich auf die notwendigen wasserrechtlichen Anzeige-

 
und 

Genehmigungspflichten hin. Wir empfehlen in diesem Falle eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit
 
dem 

zuständigen Wasserwirtschaftsamt Kronach. 
2. Abwasserbeseitigung, Gewässerschutz: 
2.1. Die Stadt Weismain wird im Trennsystem entwässert. Das Schmutzwasser wird in der nördlich

 
vom 

Hauptort gelegenen Zentralkläranlage behandelt. Die Abwasserreinigung erfolgt dort nach dem Stand 
der Technik. Soweit relevant, wäre für besonders abwasserintensive Gewerbebetriebe im konkreten 
Planungsstand gegebenenfalls eine weitergehende Betrachtung erforderlich. 

2.2. Laut Begründung zum Bebauungsplan soll anfallendes Niederschlagswasser primär dezentral vor
 
Ort 

versickert werden. Durch die hydrogeologische Standortsituation (großteils anstehender Amaltheenton) 
ist diese Nutzungsabsicht mit Sickertest im Vorfeld hinreichend zu würdigen. Alternativ wird auch

 
die 

Ableitung über einen (kommunalen) Regenwasserkanal zum Vorfluter Krassach angedacht. In beiden Fällen 
sind die gesetzlichen Vorgaben zur schadlosen Ableitung von anfallendem Niederschlagswasser

 
mit 

Anwendung der einschlägigen Regelwerke zu beachten. Speziell bei einer zentrierten Ableitung
 
zum 

Vorfluter sind hierzu auch innerhalb des Bebauungsplans gegebenenfalls Flächen für eine erforderliche 
Vorbehandlung und Rückhaltung des einzuleitenden Niederschlagswassers einzuplanen. 

2.3. Alle Möglichkeiten zur Minimierung von Flächenversiegelungen sowie der Regenwasserbewirtschaftung 
sollten soweit möglich berücksichtigt werden. 

2.4. Auf die Broschüre „Wassersensible Siedlungsentwicklung in Bayern“ 
(https://www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_wasser_018.htm) wird hingewiesen. Diese enthält 
Empfehlungen und Beispiele für ein klimaangepasstes Regenwassermanagement. Bei Neuplanungen,

 
aber

 auch bei Änderungen im Bestand. 

3. Abwasserbeseitigung, Gewässerschutz: 
Im Umgriff der Fläche sind Altlastverdachtsflächen vorhanden. Eine Auswirkung von der Verdachtsfläche 
auf die Nachbargrundstücke und damit weitergehende Anforderungen (z.B. Altlastenuntersuchung, 
Einstellung der Bauarbeiten bei Altlastenverdacht) kann nicht ausgeschlossen werden. Um hierzu 
genauere Erkenntnisse zu erlangen, wären nähere Erkundigungen, d.h. historische Recherchen und ggf. 
Messungen, in Auftrag zu geben. 

3.1. Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, 
bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, der mit IMS vom 18.04.02, Az. 
IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingeführt wurde, wird verwiesen. 

3.2. Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich die zuständige 
Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 
Abs. 2 BayBodSchG).“ 

3.3. Analoges Vorgehen bei auffälligen Schichtwasser/Sickerwasser/Grundwasser. 
3.4. Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich von schädlichen 
Bodenveränderungen oder Altlasten/Deponien ist nicht zulässig. 

4. Vorsorgender Bodenschutz: 
4.1. Auch wenn von einer Umweltprüfung und der Erstellung eines Umweltberichts abgesehen wird, werden 
durch das Vorhaben die Belange des Schutzgutes Boden berührt. Die Vorsorgepflicht gegenüber dem 
Entstehen einer schädlichen Bodenveränderung bleibt davon unberührt und ergibt sich aus § 7 BBodSchG 
und §§ 9 und 10 BBodSchV. 

4.2. Die geologische Karte (dGK25) weist im geplanten Bereich überwiegend Tonsteine der Amaltheenton-
Formation auf (lAt). Die Übersichtsbodenkarte (ÜBK25) zeigt tonige Böden (352b), die zur 
Stauwasserbildung neigen. Es können in diesen Böden geogen erhöhte Schadstoffgehalte (Chrom, Nickel 
und Zink, vgl. BAG-Einheit 51, Vollzugshilfe Hintergrundwerte) vorliegen. Dies kann die 
Verwertungsmöglichkeit von Bodenmaterial einschränken. Es wird empfohlen, bei der ordnungsgemäßen 
Verwertung bzw. Entsorgung ein Fachbüro zu beteiligen. Durch die Hanglage ist mit größeren 
Erdbewegungen zu rechnen. 

4.3. Durch die Bebauung entsteht hoher Flächenverbrauch und es gehen aus Sicht des Bodenschutzes 
wertvolle Böden mit mittlerer Retentionsfähigkeit (Hochwasserschutz in der Fläche) und sehr gutem 
Filter-, Puffer- und Schwermetallrückhaltevermögen teilweise verloren. In den Baugruben ist mit 
Stauwasser zu rechnen. 

5. Vorgaben: 
5.1. Im neu zu bebauenden Bereich sind der belebte Oberboden (Mutterboden) und der kulturfähige 
Unterboden (lehmige Verwitterungshorizonte) nach § 22 BauGB zu schonen, getrennt abzutragen, 
fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und nach den Vorgaben des § 12 BBodSchV 
ortsnah möglichst innerhalb der gleichen bodenkundlichen und geologischen Einheit fachgerecht zu 
verwerten. 

5.2. Der nicht kulturfähige Unterboden und das Untergrundmaterial sollten innerhalb des Vorhabenbereiches 
in technischen Bauwerken (z.B. Geländeanpassungen, Parkplätze) verwendet werden, um eine Entsorgung 
zu vermeiden. 

5.3. Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden-, Witterungsverhältnissen und Wassergehalten 
möglichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 18915 zu treffen. 

5.4. Haufwerke von Oberboden und Unterboden dürfen nicht schädlich verdichtet und daher nicht befahren 
oder als Lagerflächen genutzt werden. 

5.5. Bei überschüssigem Aushubmaterial bzw. bei Auffüllmaßnahmen sind abhängig vom jeweiligen 
Entsorgungsweg die rechtlichen und technischen Anforderungen (z.B. § 12 BBodSchV, Leitfaden zur 
Verfüllung von Gruben und Brüchen sowie Tagebauen, LAGA M 20 1997 sowie DepV) maßgeblich. 

5.6. Für die oben genannten Punkte (1 bis 3) ist für die verschiedenen Bauphasen (Erschließung, Bebauung), 
auch angesichts der vermutlich geogen erhöhten Hintergrundwerte und des erwartbaren Abgrabungs- 
bzw. Auffüllvolumens, ein Bodenmanagementkonzept zu erstellen (Massenbilanzen, Verwertungs-
/Entsorgungskonzept). 

5.7. Es sind DIN 18300 (Erdarbeiten), DIN 18915 (Bodenarbeiten im Landschaftsbau, hier v.a. Hinweise zur 
Vermeidung von Verdichtung), DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) und DIN 19639 (Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben) entsprechend zu berücksichtigen. Bei Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht sind die Vorgaben des §12 BBodSchV zu beachten. 

5.8. Die geplante Baumaßnahme umfasst eine Eingriffsfläche von > 5.000 m² (> 3000 m² BBodSchV n. F.). Es wird 
daher dringend empfohlen, in der Planungs- und Ausführungsphase eine bodenkundliche Baubegleitung 
einschließlich Bodenschutzkonzept gemäß DIN 19639 vorzusehen, die basierend auf einem 
vorhabenbezogenen Bodenschutzkonzept die notwendigen Maßnahmen zum Erhalt oder zur 
Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen und der damit verbundenen Bodenqualität 
überwacht und sicherstellt. Aus fachlicher Sicht ist dies aufgrund der Flächengröße, der erwarteten 
Bodenbewegungen/-verdichtungen und der vermutlich geogen erhöhten Werte erforderlich. 

5.9. Die Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) soll von der Planung, über die Erschließung bis zur 
Bauausführung beteiligt werden. 

6. Gesetze und Merkblätter: 
Im Übrigen wird im Umgang mit Bodenmaterial auf die einschlägigen Gesetze und Merkblätter verwiesen: 
Umgang mit Bodenaushub - LfU Bayern. 

7. Neue Arbeitshilfe: 
Eine neue Arbeitshilfe wird unter folgender Adresse zum Download zur Verfügung gestellt: Umgang mit 
Bodenmaterial - Publikationsshop der Bayerischen Staatsregierung (bayern.de) 

Verortung mit Geltungsbereich (digitale Ortskarte im Maßstab 1:5000)

RECHTSGRUNDLAGEN 
 
I. Die planerischen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen: 
§§ 9,10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726) geändert 
worden ist. 

 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

 
Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

II. Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen: Art. 6 Abs. 5 und Art. 81 
der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 
588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 8. November 2022 (GVBl. S. 650) 
geändert worden ist. 

III. Art. 23 der Gemeindeordnung fur̈ den Freistaat Bayern (BayGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 
2022 (GVBl. S. 674) geändert worden ist. 

IV. Die naturschutzrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen: §§ 9 und 11 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2022 geändert worden ist und Art. 4 des bayerischen Naturschutzgesetzes 
(BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
23. Juni 2021 (GVBl. S. 352) geändert worden ist. 

 

VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Stadtrat der Stadt Weismain hat in seiner Sitzung vom 26.07.2022 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 1. 
Änderung des Bebauungsplans „Weismain-Feldteile II“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 
…27.10.2022 ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 22.09.2022 hat in der Zeit vom 
07.11.2022 bis einschließlich 09.12.2022 stattgefunden. 

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 22.09.2022 hat in der Zeit vom 
07.11.2022 bis einschließlich 09.12.2022 stattgefunden. 

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom … Wurden die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom … bis … beteiligt. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom … wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
in der Zeit vom … bis … öffentlich ausgelegt. 

6. Die Stadt Weismain hat mit Beschluss des Stadtrates vom … den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
in der Fassung vom … als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde aus dem rechtsgültigen 
Flächennutzungsplan entwickelt und bedarf deshalb keiner Genehmigung. 

7. Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt 

Stadt Weismain, den …………… 

       (Siegel) 

…………………………………………. 
Michael Zapf 
Erster Bürgermeister 

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am … gemäß § 10 Abs. 3 HS 2 Baugesetzbuch 
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden bei der Stadt Weismain zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über deren Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie Abs. 
4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen. 

Stadt Weismain, den …………… 

       (Siegel) 

………………………………………… 
Michael Zapf 
Erster Bürgermeister 

Kampfmittel:

Erste Änderung des Bebauungsplanes
„Weismain  – Feldteile II“

Die  betreffenden  Flächen  innerhalb  des  Plangebietes  wurde  anhand  der  zurzeit  vorliegenden
Unterlagen  (Belastungskarten)  und  Erkenntnisse  auf  Kampfmittel  überprüft.  Erkenntnisse
über  eine  Belastung  mit  Kampfmitteln  konnten  anhand  dieser  Unterlagen  nicht  gewonnen
werden.  Eine  weitere  Prüfung  hinsichtlich  einer  möglichen  Kampfmittelbelastung  wird  für nicht
erforderlich  gehalten.  Es ist zu berücksichtigen,  dass  Kampfmittelfunde  jeglicher  Art niemals
ganz  ausgeschlossen  werden  können.
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